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Differenzierte Prüfung statt Automatismus: Rechte von Vorstandsmitgliedern bei Steuerschulden 
gestärkt

Dürfen ehemalige Vorstandsmitglieder für die Mehrwertsteuerschulden ihres Unternehmens haft-
bar gemacht werden, wenn die Vollstreckung gegen die Gesellschaft gescheitert ist? Mit dieser 
Frage hat sich der Europäische Gerichtshof (EuGH) kürzlich auseinandergesetzt und geprüft, ob die 
polnische Praxis (die ehemalige Verwaltungsratsvorsitzende persönlich für nichtgezahlte Steuern 
verantwortlich macht) mit dem EU-Recht vereinbar ist. Dabei standen insbesondere die Vorgaben 
der Mehrwertsteuerrichtlinie, der Schutz des Eigentums sowie die unionsrechtlichen Grundsätze 
der Verhältnismäßigkeit, Gleichbehandlung und Rechtssicherheit im Fokus.
Im Besprechungsfall nahm die polnische Steuerverwaltung den ehemaligen Vorsitzenden des 
Verwaltungsrats einer Gesellschaft persönlich in Anspruch, nachdem die Vollstreckung offener 
Mehrwertsteuerschulden gegen die Gesellschaft erfolglos geblieben war. Der Betroffene argumen-
tierte, dass angesichts eines einzigen Gläubigers - des Staates - kein rechtlicher Grund für die Eröff-
nung eines Insolvenzverfahrens bestanden habe.
Der EuGH stellte klar, dass die gesamtschuldnerische Haftung grundsätzlich mit dem Unionsrecht 
vereinbar ist, sofern sie nicht automatisch und pauschal angewendet wird. Den Betroffenen müsse 
die Möglichkeit eingeräumt werden, sich durch den Nachweis sorgfältigen Handelns oder fehlenden 
Verschuldens von der Haftung zu befreien.
Kritisch bewertete der Gerichtshof die polnische Praxis, Vorstandsmitglieder unabhängig von der 
Gläubigersituation haftbar zu machen. Die bloße Tatsache, dass der Fiskus der einzige Gläubiger sei, 
rechtfertige keine automatische Befreiung von der Haftung. Entscheidend sei vielmehr, ob das 
Vorstandsmitglied objektiv und subjektiv in der Lage gewesen sei, einen Insolvenzantrag zu stellen, 
und ob ihm ein Verschulden vorzuwerfen sei. Darüber hinaus müsse die Haftungsregelung klar, 
vorhersehbar und verhältnismäßig ausgestaltet sein. Sie dürfe sich nur auf Steuerschulden beziehen, 
deren Vollstreckung gegen die Gesellschaft ganz oder teilweise erfolglos gewesen sei.

Hinweis: Der EuGH bestätigte, dass die polnische Haftungsregelung EU-konform ist, sofern sie ein 
faires Verfahren, angemessene Verteidigungsmöglichkeiten und eine individuelle Prüfung der Um-
stände sicherstellt. Das Urteil stärkt die Rechte von Vorstandsmitgliedern und verpflichtet Behörden 
und Gerichte zu einer differenzierten, einzelfallbezogenen Prüfung der persönlichen Haftung.
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Vorsteuerabzug bei Gründungsaufwendungen: GmbH profitiert, auch wenn die Rechnung auf die 
Chefin lautet

Darf eine GmbH den Vorsteuerabzug geltend machen, wenn bei einer Sachgründung ein Pkw einge-
bracht, die Rechnung dafür jedoch auf den Gesellschafter ausgestellt wird? Diese Frage hat das 
Finanzgericht Niedersachsen (FG) in einem aktuellen Urteil beantwortet und klargestellt, unter 
welchen Voraussetzungen der Vorsteuerabzug zulässig ist. Die Entscheidung hat weitreichende 
Bedeutung für die umsatzsteuerliche Behandlung von Gründungsaufwendungen im Rahmen einer 
Sachgründung.
Im Besprechungsfall gründete eine zuvor nicht unternehmerisch tätige Person eine Ein-Frau-GmbH. 
Im notariell beurkundeten Gesellschaftsvertrag war festgelegt, das Stammkapital durch Sacheinlage 
eines Pkw zu erbringen. Die Gesellschafterin kaufte den Pkw nach Abschluss des Gesellschaftsver-
trags, aber vor der Handelsregistereintragung. Die Rechnung war an sie persönlich adressiert, jedoch 
unter der späteren Geschäftsanschrift der GmbH. Nach der Eintragung brachte sie den Pkw in die 
GmbH ein, die das Fahrzeug ausschließlich unternehmerisch nutzte.
Die GmbH machte die beim Fahrzeugkauf angefallene Vorsteuer im Rahmen ihrer Umsatzsteuerer-
klärung geltend. Das Finanzamt verweigerte jedoch den Vorsteuerabzug, da die Rechnung an die 
Gesellschafterin und nicht an die GmbH adressiert war, womit der Kaufvorgang dem Privatbereich 
zuzuordnen sei.
Das FG stellte klar, dass der GmbH der Vorsteuerabzug aus dem Fahrzeugerwerb zusteht, obwohl 
die Rechnung auf die Gesellschafterin ausgestellt wurde. Entscheidend sei, dass die Gesellschafterin 
selbst nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt gewesen und das Fahrzeug eindeutig der unternehmeri-
schen Tätigkeit der GmbH zugeordnet worden sei. Nach dem Grundsatz der Mehrwertsteuerneutra-
lität habe in solchen Fällen eine sogenannte personenübergreifende Zurechnung im Rahmen der 
Unternehmensgründung zu erfolgen. Maßgeblich sei die wirtschaftliche Verwendung des Fahrzeugs 
durch die GmbH. Der formale Rechnungsempfänger - hier die Gesellschafterin - sei demgegenüber 
nachrangig. Die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs bestätige diese Auffassung.

Hinweis: Die Revision wurde zugelassen, so dass sich voraussichtlich auch der Bundesfinanzhof mit 
der Bedeutung der formalen Rechnungsadressierung beim Vorsteuerabzug im Gründungsfall befas-
sen wird. Bis dahin bietet das Urteil des FG wertvolle Orientierung für die Praxis.
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Vermietung und Verpachtung: Erweiterte Gewerbesteuerkürzung bei fehlender Gewinnerzie-
lungsabsicht

Wenn Sie als Privatperson Objekte vermieten, erzielen Sie Einkünfte aus Vermietung und Verpach-
tung. Vermietet hingegen eine GmbH, an der nur Sie beteiligt sind, die Objekte, so muss die GmbH 
auf den erzielten Gewinn auch noch Gewerbesteuer zahlen. Liegt lediglich eine Vermögensverwal-
tung vor, kann eine Kürzung der Gewerbesteuer beantragt werden. Hierfür sind allerdings gewisse 
Voraussetzungen einzuhalten. Eine davon ist, dass keine Betriebsvorrichtungen mitvermietet 
werden. Das Finanzgericht Münster (FG) musste entscheiden, ob diese Regeln auch gelten, wenn 
eigentlich keine Gewinnerzielungsabsicht bei der Vermietung vorliegt.
Die Klägerin ist eine GmbH, die überwiegend eigenen Grundbesitz verwaltet. Sie mietete aber auch 
gewerbliche Räume zum Betrieb einer Gaststätte an, die sie an eine andere GmbH weiterverpachte-
te. Das Finanzamt versagte die von der Klägerin beantragte erweiterte Kürzung der Gewerbesteuer, 
da Betriebsvorrichtungen (z.B. Kühlanlagen) mitvermietet wurden. Nach Ansicht der Klägerin war 
ihre Tätigkeit jedoch rein vermögensverwaltend, da keine Gewinnerzielungsabsicht bei der Weiter-
vermietung bestanden habe.
Das FG wies die Klage ab. Neben der Voraussetzung, dass keine Betriebsvorrichtungen mitvermie-
tet werden, ist es erforderlich, dass nur eigener Grundbesitz verwaltet wird. Somit schließt die 
Vermietung fremden Grundbesitzes die erweiterte Kürzung aus. Ob bei der Klägerin eine Gewinner-
zielungsabsicht bestehe, sei unerheblich, da die gesamte Tätigkeit von Kapitalgesellschaften als 
gewerblich gelte.
Unabhängig davon habe die Klägerin die fehlende Gewinnerzielungsabsicht nicht nachgewiesen. 
Die von ihr angesetzten Gemeinkosten seien nicht sachgerecht zugeordnet und auch der Höhe nach 
nicht plausibel. Schließlich wäre ihr die erweiterte Kürzung selbst dann zu versagen gewesen, wenn 
der Gewinnerzielungsabsicht Bedeutung zukäme. Denn ein aus fehlender Gewinnerzielungsabsicht 
entstehender Verlust hätte eine verdeckte Gewinnausschüttung zur Folge.
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